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    Sa-Ha/Bo

An unsere Mitgliedsbetriebe.

Der Mindestlohn kommt – seien Sie vorbereitet!
Aufgrund zahlreicher Nachfragen möchten wir Sie wie folgt ergänzend informieren:

Mit Wirkung zum 01.01.2015 tritt das Mindestlohngesetz (MiLoG) mit einem flächendeckenden branchenübergreifenden Mindestlohn in Höhe eines Bruttostundenlohnes von EUR 8,50 in Kraft. 
Das Mindestlohngesetz gilt für alle Arbeitnehmer, so auch für geringfügig und kurzfristig Beschäftigte.

Probearbeiten ohne Zahlung des Mindestlohnes ist keinesfalls mehr möglich.

Auch angestellte Ehefrauen, Kinder und andere Familienangehörige müssen mit dem Mindestlohn bezahlt werden. Anderes gilt nur bei einem familienrechtlichen Hintergrund der Tätigkeit.
Praktikanten gelten als Arbeitnehmer, es sei denn, es handelt sich um 

( Ein verpflichtendes Praktikum aufgrund einer schulrechtlichen Bestimmung, eine Ausbildungsordnung, einer 
    hochschulrechtlichen Bestimmung oder im Rahmen der Ausbildung an einer gesetzlich geregelten Berufs-

    akademie,
( Orientierungspraktika vor Aufnahme einer Ausbildung oder eines Studiums für die Dauer von 3 Monaten,
( freiwillige Praktika während einer Ausbildung/eines Studiums für die Dauer von 3 Monaten, sofern nicht bereits 
    ein solches Praktikumsverhältnis mit demselben Ausbildenden bestanden hat oder
( Praktika im Rahmen einer Einstiegsqualifizierung nach § 54 a SGB III oder einer Berufsausbildungsvorbereitung 
    nach den §§ 68 - 70 Berufsausbildungsgesetz.

Das Mindestlohngesetz gilt nicht für

· Jugendliche unter 18 Jahren ohne abgeschlossene Berufsausbildung

· Auszubildende nach dem Berufsbildungsgesetz

· Arbeitnehmer die unmittelbar vor der Beschäftigung langzeitarbeitslos (über ein Jahr Arbeitslosigkeit) waren, innerhalb der ersten 6 Monate der ersten Beschäftigung danach

· ehrenamtlich Tätige

Den gesetzlichen Mindestlohn kann der Betrieb nicht ausschließen und die Einhaltung der weiteren Vorschriften des Gesetzes, das für alle Arbeitnehmer auch bei höherem Verdienst gilt, wird durch Mitarbeiter der Finanzkontrolle Schwarzarbeit der Zollverwaltung mit einer Aufstockung von 1.600 Mitarbeitern streng kontrolliert werden. Sie sind berechtigt, Geschäftsräume und Grundstücke des Arbeitgebers zu betreten und Einsicht in Arbeitsverträge und Geschäftsunterlagen  zu nehmen sowie Auskünfte zu verlangen.
Wir empfehlen dringend, sich mit dem Steuerberater über die Vollständigkeit der betrieblichen Unterlagen abzustimmen, insbesondere für alle Arbeitnehmer entweder Arbeitsverträge oder Nachweise nach Nachweisgesetz vorzuhalten. Bei dem Mindestlohn in Höhe von EUR 8,50 brutto handelt es sich um den Lohn ohne Zulagen und Zuschläge. Sachbezüge können nach bisheriger überwiegender Rechtsmeinung nicht angerechnet werden. Die Entgeltumwandlung zur Altersvorsorge auf Wunsch des Arbeitnehmers soll - auch aus dem Mindestlohn - möglich sein. Weitere zusätzliche betriebliche Altersvorsorgeleistungen durch den Arbeitgeber sind nicht anrechenbar. Auch bei den geringfügig Beschäftigten und kurzfristig Beschäftigten sind die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung bzw. die Pauschalabgaben vom Arbeitgeber zusätzlich zu entrichten. Lediglich die 2 %-ige Pauschalsteuer kann bei Minijobbern bei entsprechender Vereinbarung auf den Arbeitnehmer abgewälzt werden. 
Wenn Sie Mitarbeiter haben, deren Grundlohn unter EUR 8,50 brutto liegt, muss die Vergütung angepasst werden, u. U. unter Umstellung des Vergütungssystems. Arbeitnehmer können auf den Mindestlohn nicht verzichten. Ausschlussfristen gelten bezüglich des Mindestlohnes ebenfalls nicht.
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Bei der Prüfung, ob der Mindestlohn eingehalten wird, bereiten Mitarbeiter mit Stundenlohnverein-barungen wohl die geringsten Probleme. Bei einem festen Monatsgehalt ist der Stundenlohn anhand der vereinbarten Arbeitszeit zu berechnen.

Die Zahlung des Mindestlohns ist spätestens zum letzten Bankarbeitstag des Folgemonats zu leisten, es sei den vertragliche oder tarifliche Regelungen sehen einen früheren Zahlungszeitpunkt vor. Dies gilt auch für Arbeitsstunden, die über die arbeitsvertraglich vereinbarten Stunden hinausgehen, es sei denn es ist die Führung eines Arbeitszeitkontos schriftlich vereinbart. Jedes Mitglied unseres Verbandes sollte daher unverzüglich prüfen, ob neben Arbeitsverträgen auch noch Arbeitszeitkontenvereinbarungen notwendig sind. 
Wichtig sind auch die neuen Aufzeichnungspflichten:
Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit müssen aufgezeichnet werden, für geringfügig entlohnte Beschäftigte und Beschäftigte in den in § 2a SchwarzArbG genannten Wirtschaftszweigen – so auch in der Gastronomie.

Bezüglich der Aufzeichnungspflichten für gastronomische Betriebe fallen hierunter auch Bäckereien mit einer Gaststättenkonzession, die damit auch der Sofortmeldepflicht unterliegen. Kontaktieren Sie zur Klärung dieser Anforderung bitte ggfs. Ihren Steuerberater oder Lohnbüro. Wenn der Zoll bei einer Kontrolle nicht alle erforderlichen Unterlagen im Betrieb vorfindet wird er sich sofort an Ihren Steuerberater bzw. Lohnbüro wenden.
Arbeitgeber müssen intern rechtzeitig Arbeitsabläufe und Verantwortlichkeiten zur Erfüllung dieser Verpflichtungen festlegen. Die Aufzeichnungen sind spätestens bis zum siebten Tag auf den Tag der Arbeitsleistung folgenden Kalendertag aufzuzeichnen und zwei Jahre aufzubewahren.
Und Achtung – der Mindestlohn gilt nicht nur für die eigenen Arbeitnehmer.
Das Mindestlohngesetz sieht eine verschuldensunabhängige Auftraggeberhaftung vor. Ein Unternehmer, der einen anderen Unternehmer mit der Erbringung einer Werk – oder Dienstleistung beauftragt, haftet auch für die Verpflichtungen dieses Unternehmers und seiner Nachunternehmer auf die Zahlung des Mindestlohnes – der sich nicht nur nach dem Mindestlohngesetz sondern auch nach den besonderen Tarifverträgen von Branchen richten kann, die dem Arbeitnehmerentsendegesetz unterfallen, so z.B. die Baubranche oder das Reinigungsgewerbe, die heute bereits deutlich höhere Mindestlöhne kennen. Arbeitgeber sollten sich daher von ihren Subunternehmern und Dienstleistern bestätigen lassen, dass diese den Mindestlohn bezahlen. Sie sollten ggfs. detaillierte Kalkulationsunterlagen verlangen und prüfen, ob die angebotenen Preise bei Einhaltung der Mindestlohnvorschriften plausibel sind.
Konsequenzen?
Minijobarbeitsverhältnisse sind betriebswirtschaftlich nicht mehr darstellbar. Denken Sie bitte daran, dass auch die sogenannten Minijobber ganz normale Arbeitnehmer mit Urlaubs- und Entgeltfortzahlungsanspruch sind. Es muss deshalb dringend dazu geraten werden, diese Arbeitsverhältnisse in die Gleitzone (sog. Midijob)  zu überführen und entsprechende Gespräche mit den Arbeitnehmern/innen zu führen und Änderungsvereinbarungen abzuschließen. Klären Sie diesen Sachverhalt unbedingt vorab mit Ihrem Steuerberater.
Bereiten Sie sich sorgfältig vor: „Worst Case Szenario“
Insbesondere Höhe der Kostensteigerung ermitteln und ggfs. auch Preiserhöhungen vorbereiten sowie Standortanalysen vornehmen.
Noch bestehende Überstunden unbedingt bis zum Jahresende abbauen.
Informieren Sie die Mitarbeiter über das Verhalten bei möglichen Zollkontrollen.
Weitere Informationen?
Beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales unter www.der-mindeslohn-kommt.de 

Bürgertelefon des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales unter 030 221 911 004.
Aufgrund der Nachfragen haben wir die in der letzten Woche versandten Arbeitsverträge nochmals geringfügig angepasst und versenden diese wiederum ergänzend in der Anlage. Die angeforderten CDs gehen Ende der Woche in den Versand. 
Mit freundlichen Grüßen
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gez. Fritz Trefzger

gez. Ute Sagebiel-Hannich

Landesinnungsmeister

Geschäftsführerin 
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